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Aktenzeichen; 6 ABR 66/84
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Beschluß vom 19. Juni 1986

- 6 ABR 66/84 -
I» Arbeitsgericht 

Herne
Beschluß vom 17- April 1984 
- 2 BV 7/84 -

IIo Landesarbeitsgericht 
Hamm

Für die Amtliche Sammlung;
Für die Fachpresse;
Für das Bundesarchiv;

Beschluß vom 5. September 
- 12 Ta BV 50/84 -

Nein
JaNein

1984

Entscheidungsstichwort;
Arbeitsgerichtliches Verfahren - örtliche Zuständigkeit

Gesetz; ArbGG § 82; BetrVG § 50

Leitsätze;
Die örtliche Zuständigkeit des Arbeitsgerichts bestimmt sich 
gemäß § 82 Satz 2 ArbGG in Angelegenheiten des Gesamtbe­
triebsrats allein nach materiellem Betriebsverfassungsrecht. 
Es ist rechtsunerheblich, wer Antragsteller bzw. Antrags­gegner im Verfahren ist, welchen Wortlaut der Antrag hat und 
ob es sich bei der zu klärenden Rechtsfrage um eine Vorfrage 
handelt oder nicht.
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6 ABR 66/84
12 Ta BV 50/84 Hamm
Verkündet am 
19. Juni 1986
Stöcker,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

BesebSuß
In Sachen
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Anhörung vom 19« Juni 1986 durch den Richter Dr. Jobs 
als Vorsitzenden, die Richter Schneider und Dörner sowie die eh­
renamtlichen Richter Spiegelhalter und Dr. Hoffmann beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Antragstellers gegen 
den Beschluß des Landesarbeitsgerichts Hamm 
vom 5. September 1984 - 12 Ta BV 50/84 - wird 
zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e  :

I. Die Beteiligten streiten darüber, ob eine zwischen der
B GmbH und deren Gesamtbetriebsrat am Unternehmenssitz

S geschlossene Betriebsvereinbarung auch für die Be­
triebspartner des Werkes H (Antragsteller und Antragsgeg­
nerin) rechtswirksam ist.

Die B GmbH S und deren Gesamtbetriebsrat
schlossen am 4. Oktober 1983 eine Gesamtbetriebsvereinbarung.
Der Antragsteller hat die Auffassung vertreten, daß die darin 
getroffenen Regelungen für das Werk H nicht rechtsgültig
seien, weil der Gesamtbetriebsrat mangels originärer Zuständig­
keit gemäß § 50 Abs, 1 BetrVG und unstreitig vom Antragsteller
nicht erteilter Abschlußvollmacht für diesen nicht habe rechts-JLaw – Gesetze und Urteile
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verbindlich handeln können.

Der Antragsteller hat daher beim Arbeitsgericht in H 
beantragt festzustellen, daß die Betriebsvereinbarung vom 4. Ok­
tober 1983 nicht mit Wirkung für das Werk H abgeschlossen
worden und sie daher insoweit nicht rechtswirksam ist. Die An­
tragsgegnerin hat beantragt, den Antrag zurückzuweisen.

Die Antragsgegnerin ist der Ansicht, das Arbeitsgericht in 
H sei für das eingeleitete Beschlußverfahren örtlich unzu­
ständig. Gemäß § 82 Satz 2 ArbGG sei das Arbeitsgericht S 
örtlich zuständig, da aufgrund des Abschlusses der Gesamtbe­
triebsverein barung betriebsverfassungsrechtliehe Rechtsfragen auf 
Unternehmensebene streitig seien.

Beide Vorinstanzen haben den Antrag als unzulässig zurück­
gewiesen , weil das Arbeitsgericht H örtlich unzuständig sei.
Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt der Antragsteller 
seinen Antrag weiter. Die Antragsgegnerin beantragt, die Rechts­
beschwerde zurückzuweisen.

II.1. Die Rechtsbeschwerde ist zulässig. Die örtliche Zuständig­
keit eines Arbeitsgerichts kann auch in der Rechtsbeschwerdein- 
stanz geltend gemacht werden, wenn die Zuständigkeit wie hier in 
den Vorinstanzen verneint worden ist (vgl. BAG 36, 274, 276 f. = 
AP Mr. 1 zu § 48 ArbGG 1979).

p Die Rechtsbeschwerde ist jedoch unbegründet, weil das Lan-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


desarbeitsgericht im Ergebnis zutreffend angenommen hat, daß das 
Arbeitsgericht H örtlich unzuständig ist.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, in dem vorliegenden
Verfahren Uber die Wirksamkeit der vom Gesamtbetriebsrat abge­
schlossenen BetriebsVereinbarung für den Betrieb in H handele
es. sich um eine Angelegenheit des Gesamtbetriebsrats, weil dieser 
gemäß § 50 Abs. 1 BetrVG eine BetriebsVereinbarung geschlossen 
habe. Damit sei gemäß § 82 Satz 2 ArbGG das Arbeitsgericht ört­
lich zuständig, in dessen Bezirk das Unternehmen seinen Sitz hat. 
Dies ist rechtlich zutreff end.

b) Die örtliche Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssachen 
ist in § 82 ArbGG abschließend und zwingend (vgl. Grunsky,
ArbGG, *1. Aufl., § 82 Hz 1) dahin geregelt, daß das Arbeitsge­
richt zuständig ist, in dessen Bezirk der Betrieb liegt (Satz 1). 
In Angelegenheiten des Gesamtbetriebsrats ist jedoch das Ar­
beitsgericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk das Unternehmen 
seinen Sitz hat (Satz 2), Sinn und Zweck letzterer Regelung ist 
es, für zentrale Fragen des Unternehmens eine einheitliche ört­
liche Zuständigkeit am Sitz des Unternehmens zu schaffen, um so 
zu verhindern, daß in Angelegenheiten des Gesamtbetriebsrats am 
Sitz einzelner Betriebe die für diese zuständigen Arbeitsgerichte 
angerufen werden und es auf diese Weise zu unterschiedlichen 
rechtskräftigen Entscheidungen kommt. Damit würde der Zweck des 
Betriebsverfassungsgesetzes in den dort genannten Grenzen, un­
ternehmenseinheitliche Regelungen zu ermöglichen, verhindert. 
Entscheidend für die örtliche Zuständigkeit ist deshalb allein
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die Frage, ob es sich um eine betriebsverfassungsrechtliche An­
gelegenheit auf Unternehmensebene oder auf Betriebsebene handelt. 
Dies bestimmt sich nach materiellem Betriebsverfassungsrecht 
(vgl. Grunsky, aaO, § 82 Rz 3; Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Auf1.,
§ 50 Rz 51? Galperin/Löwisch, BetrVG, 6. Auf1., § 50 Rz 24;
Hess/Schlochauer/Glaubitz, BetrVG, 3* Aufl., § 50 Rz 47).

Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend angenommen, daß 
Streitgegenstand im vorliegenden Fall die vom Gesamtbetriebsrat 
gemäß § 50 Abs. 1 BetrVG in originärer Zuständigkeit abge­
schlossene BetriebsVereinbarung ist, deren Rechtswirksamkeit vom 
Antragsteller für das Werk H bestritten werde. Damit liegt 
hier aber eine betriebsverfassungsrechtliehe Angelegenheit auf 
Unternehmensebene vor, nämlich eine GesamtbetriebsVereinbarung 
als betriebsverfassungsrechtliches Regelungswerk des Unterneh­
mens. Die Rechtsfrage, ob diese unternehmenseinheitliche Regelung 
auch für den Betrieb der Antragsgegnerin in H gilt, ist daher
gemäß § 82 Satz 2 ArbGG beim örtlich zuständigen Arbeitsgericht 
am Sitz des Unternehmens in S zu klären.

Entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde hat das Lan­
desarbeitsgericht auch zu Recht angenommen, daß es für die ört­
liche Zuständigkeit des Arbeitsgerichts nicht auf den Wortlaut 
des Antrags im Beschlußverfahren ankommt bzw. darauf, wer An­
tragsteller oder Antragsgegner des Verfahrens ist (so auch 
Grunsky, aaO, § 82 Rz 2). Auch ist es unerheblich, ob es sich bei 
der zu klärenden Rechtsfrage um eine Vorfrage handelt oder nicht. 
Streitgegenstand des vorliegenden Verfahrens ist, ob der Ge-
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samtbetriebsrat für den erfolgten Abschluß der Betriebsvereinba- 
barung gemäß § 50 Abs. 1 Satz 1 BetrVG zuständig war. Wollte man 
bei dieser Rechtslage auf den Wortlaut des Antrags bzw. darauf 
abstellen, wer Antragsteller oder Antragsgegner in Beschlußver­
fahren ist, so könnte damit der Sinn und Zweck des § 82 Satz 2 
ArbGG umgangen werden, für zentrale Fragen des Unternehmens eine 
einheitliche örtliche Zuständigkeit am Sitz des Unternehmens aus 
Gründen der Rechtssicherheit zu schaffen. Der Antragsteller 
könnte durch die Wahl des Antrags bzw. des Antragsgegners die 
zwingende gesetzliche Zuständigkeitsregelung umgehen. Deswegen 
verbietet sich in einem solchen Fall auch eine inhaltliche Prü­
fung der BetriebsVereinbarung als Vorfrage. Nur das örtlich zu­
ständige Gericht am Sitz des Unternehmens kann Vorfragen rechts­
verbindlich klären. Wollte man mit dem Antragsteller annehmen, 
der örtliche Betriebsrat könnte die Zuständigkeit des Gesaratbe- 
triebsrats zum Abschluß einer solchen BetriebsVereinbarung bei 
dem für den Betrieb örtlich zuständigen Arbeitsgericht überprüfen 
lassen, würde die Möglichkeit eröffnet, daß Uber den beschriebe­
nen Streitgegenstand von den Arbeitsgerichten am Ort der Betriebe 
des Unternehmens unterschiedlich rechtskräftig entschieden würde. 
Dies soll durch die Vorschrift des § 82 Satz 2 ArbGG jedoch ge­
rade verhindert werden.

Dr. Jobs Schneider Dörner
Spiegelhalter Dr. Hoffmann
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